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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den 

Entwurf für eine Entscheidung des Rates über die Ein- 
setzung eines Ausschusses für Industriepolitik. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer Entscheidung des Rates 
über die Einsetzung eines Ausschusses für Industriepolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 145, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 des Vertrags ist es die Aufgabe 
der Gemeinschaft, durch Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes und die schrittweise Annäherung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine harmo- 
nische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb 
der Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität, eine 
beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere 
Beziehungen zwischen den Staaten zu fördern, die in 
dieser Gemeinschaft zusammengeschlossen sind. 

Gemäß Artikel 6 des Vertrags koordinieren die 
Mitgliedstaaten in enger Zusammenarbeit mit den 
Organen der Gemeinschaft ihre Wirtschaftspolitik, 
und gemäß Artikel 145 obliegt es dem Rat, für die 
Abstimmung der Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten zu sorgen. 

Laut Artikel 15 des Vertrags zur Einsetzung 
eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften re- 
geln der Rat und die Kommission einvernehmlich 
die Art und Weise ihrer Zusammenarbeit. 

Die industriepolitischen Maßnahmen zählen zu den 
wichtigsten der in der Entschließung des Rates und 
der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 22. März 1971 über die stufenweise Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion in der 
Gemeinschaft vorgesehenen „erforderlichen struk- 
turellen und regionalen Maßnahmen im Rahmen 
einer Gemeinschaftspolitik, für die geeignete Mittel 
zur Verfügung stehen'*. 

Das Problem der vollständigen Erteilung der für 
die Verwirklichung der Union erforderlichen Be- 
fugnisse an die Organe der Gemeinschaft kann erst 
im Laufe der zweiten Stufe gelöst werden. 

Von dieser ersten Etappe an sollten geeignete 
Verfahren zur schrittweisen Annäherung der natio- 
nalen Industriepolitiken und zur Ausarbeitung einer 
gemeinsamen Industriepolitik in die Wege geleitet 
werden. 

Zu diesem Zweck ist es angezeigt, ein Verfahren 
festzulegen, mit Hilfe dessen in einem Ausschuß von 
Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kommission 
alle sich auf diesem Gebiet stellenden Fragen von 
gemeinsamem Interesse geprüft werden können. 


Die Gründung dieses Ausschusses würde die Zu- 
ständigkeiten der Gemeinschaftsinstitutionen und 
-Organe, insbesondere diejenigen nach Artikel 85 bis 
94 des Vertrags von Rom, nicht beeinträchtigen - 

ERLASST FOLGENDE ENTSCHEIDUNG: 

1. Es wird ein Ausschuß für Industriepolitik, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, eingesetzt. 

Der Ausschuß hat die Aufgabe, unbeschadet der 
Zuständigkeiten der Institutionen und Organe der 
Gemeinschaft sämtliche Fragen von gemeinsamem 
Interesse zu prüfen, die sich im industriepolitischen 
Bereich stellen. 

Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

— Abstimmung der nationalen sektoralen Maßnah- 
men im industriellen Bereich; 

— Auswertung der Ergebnisse von Untersuchungen 
über verschiedene Industriezweige; 

— Analyse der Probleme der Industriestrukturen 
unter besonderer Berücksichtigung der Beziehun- 
gen zwischen den Industriestrukturen und der 
Handelspolitik; 

— Beteiligung an den Maßnahmen für eine effek- 
tive Öffnung der öffentlichen Märkte und den 
freien Zugang zu diesen Märkten sowie im Hin- 
blick darauf Teilnahme an Konzertierungsver- 
fahren für die öffentliche Beschaffungspolitik; 

— Prüfung der zur Förderung der technologischen 
Entwicklung der Industrie in der Gemeinschaft 
geeigneten Maßnahmen unter industriepoliti- 
schen Gesichtspunkten; 

— Prüfung der wirtschaftspolitischen Bedeutung be- 
sonders umfassender industrieller Umstruk- 
tuierungsvorgänge einschließlich solcher, an 
denen Drittlandunternehmen beteiligt sind; 

— Prüfung der Probleme, die sich bei der techno- 
logischen Zusammenarbeit mit Drittländern er- 
geben, unter industriepolitischen Gesichtspunk- 
ten; 

— Untersuchung der allgemeinen Orientierungen 
der Industriepolitik und ihrer Erfordernisse, von 
denen die Europäische Investitionsbank zwecks 
Lenkung ihrer Maßnahmen sowie die anderen 
für die gemeinschaftlichen Finanzierungsinstru- 
mente verantwortlichen Stellen in Kenntnis ge- 
setzt werden könnten; 

— Prüfung der territorialen Gesichtspunkte der In- 
dustriepolitik; 

— Prüfung der Leitlinien, die eine Berücksichtigung 
der Rolle der Klein- und Mittelbetriebe in der 
industriellen Entwicklung ermöglichen; 
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— Prüfung der Verbesserung der Handelsorgani- 
sation sowie des rechtlichen, steuerlichen und 
finanziellen Rahmens, in dem sich die Tätigkeit 
der Unternehmen in der Gemeinschaft vollzieht, 
unter industrieilen Gesichtspunkten ; 

— Prüfung der Auswirkungen der Maßnahmen zum 
Umweltschutz auf die industrielle Entwicklung; 

— Prüfung konkreter Einzelfälle von gemeinsamem 
Interesse. 

2. Im Rahmen der unter Punkt 1 definierten Zu- 
ständigkeiten gibt der Ausschuß auf Ersuchen des 
Rates oder der Kommission oder aber von sich aus 
Stellungnahmen ab, um die zuständigen Organe der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten zu unter- 
richten. 

3. Die Mitgliedstaaten und die Kommission ernen- i 
nen jeweils zwei Mitglieder des Ausschusses. Sie I 
können auch zwei Stellvertreter ernennen. Die Mit- ; 
glieder des Ausschusses und die Stellvertreter wer- ' 
den unter den für die Industriepolitik zuständigen 
Hohen Beamten ausgewählt. 


Das Mandat der Mitglieder des Ausschusses und der 
Stellvertreter hat eine Dauer von zwei Jahren. Es 
kann erneuert werden. 

4. Der Ausschuß v/ähit seinen Vorstand für die 
Dauer von zwei Jah:;en. Er gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung und legt sie dem Rat zur Genehmigung 
vor, der nach Stellungnahme der Kommission be- 
schließt. 

Das Sekretariat des Ausschusses wird von der Kom- 
mission geführt. Diese sorgt für die Vorbereitung 
der Arbeiten sowie für die erforderliche Zusammen- 
arbeit mit den bestehenden Ausschüssen oder Ar- 
beitsgruppen. 

5. Der Ausschuß kann die Untersuchung bestimm- 
ter Fragen Arbeitsgruppen übertragen, die sich aus 
einigen seiner Mitglieder oder aus Stellvertretern 
oder Sachverständigen zusammensetzen. 

6. Der Ausschuß richtet seine Stellungnahmen an 
den Rat und an die Kommission. 


Brüssel, den 


Für den Rat 


Der Präsident 
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Begründung 


In ihrem Memorandum zur Industriepolitik hat die 
Kommission die Notwendigkeit herausgestellt, zu 
einer Koordinierung der nationalen Maßnahmen auf 
diesem Gebiet zu gelangen, wenn diese von ge- 
meinsamem Interesse sind oder bedeutende Aus- 
wirkungen auf die Industrie anderer Mitgliedsländer 
haben können. 

Die Stellungnahmen des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum 
Memorandum der Industriepolitik bestätigen deut- 
lich diese Feststellung. 

Die auf Initiative des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter eingesetzte Gruppe der Hohen Beamten hat 
gleichfalls ihren Bericht vorgelegt. Eine der wichtig- 
sten Schlußfolgerungen dieses Berichts betrifft die 
Zweckmäßigkeit, ein ständiges Diskussionsforum zu 
schaffen, in dem die für die Industriepolitik zustän- 
digen Hohen Beamten der Mitgliedsländer und der 
Kommission vereinigt sind und in dem sowohl die 
allgemeinen wie gewisse spezifische Probleme der 
industriellen Entwicklung der Gemeinschaft behan- 
delt werden. 

Daher erscheint es der Kommission beim gegenwär- 
tigen Stand der Dinge angebracht, beim Rat und bei 


der Kommission einen Ausschuß für Industriepolitik 
zu bilden, dessen Aufgabe es sein würde, Stellung- 
nahmen abzugeben und die für notwendig erachtete 
Koordinierung auf diesem Gebiet vorzunehmen. Die- 
ser Koordinierungsprozeß ist ein Bestandteil der 
I schrittweisen Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion und muß entsprechend den Fort- 
schritten auf diesem Gebiet angepaßt werden. 

Die Aufgaben dieses Ausschusses, die in dem Ent- 
wurf einer Entscheidung des Rates niedergelegt sind, 
sind dem Bericht der Gruppe der Hohen Beamten 
entnommen. 

Es wurde lediglich ein Zusatz angebracht (vorletzter 
Gedankenstrich auf Seite 3 des Entscheidungsent- 
wurfs), der die Konsequenzen der Maßnahmen für 
den Umweltschutz behandelt. Obwohl dieser Punkt 
in der Gruppe der Hohen Beamten nicht diskutiert 
worden ist, dürfte dieses Problem kaum übergangen 
werden können, da es von zunehmender Bedeu- 
tung ist. 

Im übrigen übernimmt die in dem Entscheidungs- 
entwurf niedergelegte Regelung die Funktionsweise 
des Ausschusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik. 
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